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Zur gefälligen Beachtung für die Leſer. 


Um die Unabhängigkeit der Zeitung unter meiner Leitung 
fortan dauernd ſicher zu ſtellen, werde ich vom 1. April d. J. 
ab neben der verantwortlichen Redaktion auch das Eigenthums⸗ 
(Verlags-) Recht derſelben ausüben. Aus dieſem Grunde wird 
die Privilegirte Stettiner Zeitung nach meiner Auseinanderſetzung 
mit dem Verleger im nächſten Quartal unter meiner verant⸗ 
wortlichen Redaktion zu erſcheinen aufhören. 

Dagegen werde ich vom 1. April d J. ab die 


„Ueue Stettiner Zeitung“ 


herausgeben, und dieſelbe unter meiner verantwortlichen 
Redaktion ganz in derſelben Weiſe, wie bisher die Privile ; 
girte Stettiner Zeitung erſcheinen laſſen — in demſelben For⸗ 
mat bei zweimaliger Ausgabe täglich — Morgens und Abends, 
mit gleichen Typen, und redigirt nach derſelben politiſchen Ten⸗ 
denz im verfaſſungsmäßig⸗liberalen Sinne. 

Da weder in dem Perſonal der bisherigen Redaktion, noch 
in dem der Druckerei irgend eine Veränderung vorgenommen, 
ſondern nur das Druckereilokal gewechſelt werden wird, ſo dür⸗ 
fen meine Abonnenten ſich der unveränderten Haltung und Form 
des Blattes unter meiner Leitung verſichert halten, und bitte 
ich dieſelben daher: ihr Abonnement zum 1. April auf die 
„Neue Stettiner Zeitung“, und nicht ferner auf die 
Privilegirte Stettiner Zeitung zu erneuern. 

Bis dahin werden Beſtellungen auf die, Neue Stettiner 
Zeitung“ im alten Lokal, Krautmarkt Nr. 4, angenommen; 

maligen Wenning'ſchen 
hinter der Ottoſchule, 


dom 1. April ab in der ehe 
kettiner elkung“ be munen Buser e 


1 ür die „Neue 
abzugeben bitte. 
. vierteljährliche Abonnementsprels der „Neuen Stet⸗ 
tiner Zeitung“ beträgt wie bisher für hieſige Abonnenten 
1 Thlr. 10 Sgr., mit Botenlohn 1 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf., für 
auswärtige Abonnenten in Pommern und Deutſchland 1 Thlr. 
17 Sgr. 6 Pf. 2 ! [ 
Die königlichen Poſtämter nehmen Beſtellungen auf bie 
„Neue Stettiner Zeitung“ für die auswärtigen Abonnenten an. 
Die Expedit rt 1 Stadt bleiben dieſelben 
isher für die Priv. Stett. Ztg. ö 
1 Die Redaktion: H. Schoenert. 


Deutſchland. 


Berlin, 14. März. Wir leſen in der Volksztg.: Es 
ließ ſich vorausſetzen, daß das mißgeſtimmte Herrenhaus es 
nicht wagen werde, ſeinen Angriff gegen die Regierung mit offe⸗ 
nem Schilde zu führen. Es find ſich dieſe Herren zu wohl 
ihres wurzelloſen Daſeins bewußt, um mit ihrer Exiſtenz Luxus 
treiben und einem Miniſterium gefährlich werden zu wollen, das 
zum erſten Mal ſeit langen bangen Jahren zwiſchen Regenten⸗ 
haus und Nation ein Band der Einigung geknüpft. Es liegt 
in der Natur der Sache, daß das Herrenhaus hinten herum 
verſucht, die Regierung zu erſchüttern und ein ſcheinbar popu⸗ 
lärer Grund den Vorwand hergeben muß, um die unpopulärſte 
Intrigue zu verdecken. — Da dies nun in der letzten Sitzung 
geſchehen, ſo halten wir es für unſere Pflicht, es auszuſprechen, 
daß in der Nation etwas von jenem tiefem Inſtintt liegt, der 
ohne weitere Unterſuchung jedes Ding mit dem Charakter 
ſeiner Fürſprecher ſtempelt. Was auch der Gegenſtand des 
parlamentariſchen Kampfes im Herrenhauſe geweſen ſein mag, 
wenn wir dem Volke nur ſagen: auf der Einen Seite fland 
Patow, auf der andern ſtanden Götze, Stahl, Arnim-Boigen- 
burg, Kleiſt⸗Retzow, ſo iſt das Urtheil fertig. Wie aber, wenn 
ein Vertheidiger des Herrenhauſes darthun wollte, daß dieſe ge⸗ 
naunten Herren der jetzigen Oppoſiclon für Sparſamkeit, 
für Landes wohl, für Aufrechthaltung der Geſetze und 
Autorität der Landes vertretung geſprochen? Sollte das 
nicht das inſtinkave Urtheil als Vorurtheil erkennen laſſen? — 
Wir fagen: nein! Wir wünſchen indeſſen dem richtigen inſtinkti⸗ 
ven Gefühl der Nation auch das klarere Bewußtſein des Sach⸗ 
verhaltes zur Seite, und darum wollen wir mit wenig Worten 
auf den Inhalt dieſer Opposition eingehen. Im Jahre 1820 
war der Finanzzuſtand des Staats durch die vorangegangenen 
Kriege aufs Tiefſte zerrüttet; da hat denn der ordnungsvolle 
Sinn Friedrich Wilhelm's des Dritten in Geſetzen und Regle 
ments die Höhe der Staalsſchuld abgeſchloſſen, die Einnahmen 
und Ausgaben des Staats feſtgeſtellt, Anordnungen getrofjen, 
daß die Schulden regelmäßig getilgt und außerdem ein Staats⸗ 
ſchatz angeſammelt werde, damit der Staat in Nothfällen im 
Stande ſei, in einen Krieg ohne allzugroße Opfer der Nation 
einzutreten. Dieſes Syſtem hatte ſo lange einen Sinn, als der 
Staat abſolut regiert wurde, und der König, wie es im Geſetz 


und Zuſchriften 


vom Jahre 1820 geſchah, ſich das Recht verſagte, ohne eine 
Landesvertretung neue Schulden für den Staat aufzunehmen. 
Wollte man alſo keine neue Schulden machen und doch auf einen 
möglichen Krieg vorbereitet fein, jo mußte man einen Staats⸗ 
ſchatz anſammeln. Finanziell und volkswirthſchaftlich nun iſt ein 
Staatsſchatz eine ſchlechte Maßregel; er iſt jedoch für einen ab» 
ſoluten König, der ohne Landesvertretung regieren und freie 
Hand will, um zur Noth einen Krieg beginnen zu können, eine 
Nothwendigkeit. In einem konſtitutionellen Staat jedoch ſoll 
und kann ein Krieg nur geführt werden, wenn er im Sinn und 
Geiſt der Nation ergriffen wird, und da iſt das National 
bewußtſein der richtigſte Staatsſchatz. Wer bieran 
noch zweifelt, den brauchen wir nur auf das tiefgehende Natio⸗ 
nalbewußtſein zu verweiſen, das ſich erſt in den jüngſten Wochen 
kund gegeben hat. Die Möglichkeit eines Kriegsfalles lag noch 
fern. Die Regierung hatte noch kein Wort von naher Gefahr 
geäußert und doch war der Volksſinn im opfermuthigſten Grade 
erregt. Wagt es Jemand daran zu zweifeln, daß, wenn dieſe 
Regierung ſich an die Nation gewendet hätte, um Gut und 
Blut für deutſche Unabhängigkeit zu fordern, Volksvertretung 
und Volk bereit geweſen wären, Alles einzuſetzen, um einen 
Kampf, wenn es fein mußte, mit vollen Ehren zu beſtehen?! 
Von dieſem Volksfinn als höchſtem Staatsſchatz wollen freilich 
die Rechtsverkümmerer und Wiſſenſchafts⸗Umkehrer nichts wiſ⸗ 
ſen; und ihre Verblendung führt ſie in eine Oppoſition, deren 
Sinn wir nunmehr näher darftellen wollen. 

— Geſtern Vormittag wohnte der Hof dem Gottes dienſte 
im Dome bei, wobei die Frau Prinzeſſin Friedrich Wilhelm 
ihren erſten Kirchgang hielt. Nachmittags 4 Uhr fand im kö⸗ 
nigl. Schloſſe bei dem Prinzen und der Frau Prinzeſſin Frie⸗ 
drich Karl, welche zu dem Ende von Potsdam herübergekommen 
waren, das Familien» Diner ſtatt, dem alle hier und in Pots⸗ 
dam wohnenden Mitglieder des königl. Hauſes und der Herzog 
von Gotha beiwohnten, und bei dem auch die Prinzeſſin Fries 
drich Wilhelm wieder zum erſten Male erſchien. Nach Aufhe⸗ 
bung der Tafel verabſchiedete ſich der Herzog von Gotha von 
der königl. Familie und reiſte Abends 6% Uhr nach Gotha 


zurück. 


— Die Reiſe des Prinzen und der Prinzeſſin Friedrich 
Wilhelm nach England wird im Monat Mai erfolgen, ſo daß 
das prinzliche Paar muthmaßlich zur Feier des Geburtstages 
der Königin Viktoria am engliſchen Hoflager anweſend ſein 
dürfte. Inzwiſchen ſoll der Bau des hieſigen Palais vollendet 
und einigen Uebelſtänden abgeholfen werden, welche ſich erſt 
nach Benutzung der Räumlichkeiten herausgeſtellt haben. 


Berlin, 14. März. (21. Sitzung des Abgeord⸗ 
netenhauſes.) Präſident: Graf Schwerin. Beginn der 
Sitzung 11% Uhr. Am Miniſtertiſche: v. Auerswald, Flott⸗ 
well, v. d. Heydt, Graf Pückler. — Vor Uebergang zur Ta⸗ 
gesorbnung erhält das Wort der Abg. Mathis: Die Abgg. 
Graf Pourtales und Hartmann ſind ſeit 4 Wochen in Folge 
ihrer Beförderung im Staatsdienſte aus dem Hauſe ausgeſchie⸗ 
den. Ueber eine Neuwahl verlautet zur Zeit noch nichts. Der 
Miniſter des Innern erwidert, die betreffenden Wahlen 
ſeien bereits angeordnet. Der Präfident zeigt an, daß zwar 
über die in Stralſund ſtattgefundene Wahl des Herrn v. Lan⸗ 
cken (gegen Herrn v. Uſedom) ihm eine offizielle Mittheilung 
noch nicht gemacht, aber bereits ein Proteſt gegen die Wahl 
eingegangen ſei. 

Auf der Tagesordnung ſteht zuerſt der Bericht über die 
Uebereinkunft wegen des Baues der ſtehenden Brücke zu Köln 
vom 7. Mai 1858. Der Kommiſſion gemäß wird der Ueber ⸗ 
einkunft ohne Diskuſſton einſtimmig die verfaſſungsmäßige Zus 
ſtimmung ertheilt. 

Ueber den Antrag der Abgg. Heydebrandt und Genoſſen 
wegen des Baues der Eiſenbahn auf dem rechten 
Oderufer beantragt die Kommiſſion für Handel und Gewerbe ꝛc., 
zur Tagesordnung überzugehen. Abg. v. Carlowitz hat eine 
motivirte Tagesordnung vorgeſchlagen, welche die Erwartung 
ausſpricht, daß der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ein 
Präkluſiviermin zur Ausführung des betreffenden Baues geſetzt 
und nach deſſen fruchtloſem Ablaufe die Erbauung der Bahn 
zu freier Konkurrenz geſtellt werde. Das Amendement wird 
ſehr ausreichend unterſtützt. — Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsky: 
Die Frage, ob eine Eiſenbahn auf dem rechten Oderufer gebaut 
werden ſoll oder nicht, iſt für die betreffenden Kreiſe keine Frage 
des Wohlſtandes, ſondern von Sein und Nichtſein. Für das 
rechte Oderufer iſt vom Staate wenig oder nichts geſchehen. 
Lange als ſchon Chauſſeen gebaut worden, ſind jene Gegenden 
davon entblößt geweſen. Seit einer Reihe von Jahren hat 
man Garniſonen dort nicht gehabt. Denke man ſodann an den 
Schwabenſtreich mit Krakau (Gelächter rechts), an die ruffiſch⸗ 
polniſche Grenze. Jetzt ſteht es in Folge dieſer Zustände dort 
schlechter als ſonſt. Zweck des Antrages iſt, viele Städte mit 


einander zu verbinden, den Wohlſtand und die Steuerkraft eines 
unverſchuldet verarmten Landſtrichs zu heben. 

Der Handelsminiſter: Auch ich wünſche auf dem 
rechten Oderufer bald eine Eiſenbahn zu ſehen; doch hat der 
Vorredner vergeſſen, daß die Konzeſſionirung von Eiſenbahnen 
nicht bloß Sache des Reſſortminiſters iſt. Auf einen Bericht 
des Staatsminiſteriums erfolgt Allerhöchſten Orts eine allge⸗ 
meine Genehmigung und erſt dann tritt wirkliche Konzeſſioni⸗ 
rung ein. Ein Antrag auf allgemeine Genehmigung iſt nicht 
eingegangen. Zuerſt ſtanden dem Bau militairiſche Bedenken 
entgegen; dann machten ſich finanzielle Bedenken geltend. Das 
Staats miniſterium hat beſchloſſen, fo lange die Geldverhältniſſe 
nicht beſſer werden, keine neuen Konzeſſionen zu ertheilen. Die 
vier Geſellſchaften haben nicht beſtimmte Vorſchläge gemacht, 
ſondern ſich erboten, die Geldmittel herbeiſchaffen zu helfen. 
In der Provinz Schleſien hat man ſich namentlich in den letz⸗ 
ten Jahren über die Rentabilität der Eiſenbahnen getäufcht. 
Jetzt iſt es nun überhaupt ſchwerer, Geld zu beſchaffen. Was 
die Oberſchleſiſche Bahn anbetrifft, ſo erklärte ſie ſich bereit, in 
die Konzeſſion einzutreten. Dieſe Geſellſchaft erhielt den Vor⸗ 
zug, weil: fie als geſchloſſene Geſellſchaft größere Garantieen 
bietet. Ich erachte mich nicht für befugt, der Geſellſchaft einen 
Präflufivtermin zu ſtellen, jo lange ein Bedenken gegen die Bahn 
vorhanden iſt. Das Entgegenkommen der Kreiſe wird die 
Sache ſehr erleichtern. Sobald die finanziellen und dle pollti⸗ 
ſchen Verhältniſſe es geſtatten, wird die Staatsregierung mit 
einer Spezialkonzeſſion nicht zusückbleiben. Ob Sie die Petition 
dem Miniſterium überweiſen wollen, muß ich anheimgeben; 
bisher iſt es ncht Sitte geweſen, daß in ſolchen Angelegenheiten 
das Haus die Initiative ergriff. Gegen die Annahme des 
Amendement v. Carlowitz habe ich nichts zu erinnern. 


v. Roenne (Solingen). Außer dem Antrage auf den 
Bau einer Eiſenbahn am rechten Oderufer liegen dem Hauſe 
noch eine ſolche Anzahl von Eiſenbahnanträgen und Petitionen 
vor, daß es mir unerläßlich ſcheint, daß das Haus, bevor es 
in die Berathung dieſer Gegenſtände eingeht, ſich die Geſichts⸗ 
punfte und Prinzipien ganz klar macht, von denen bei Behand» 
lung dieſer Fragen überhaupt ausgegangen werden ſoll. Es 
iſt dies doppelt wünſchenswerth für die Handelskommiſſion, 
deren Vorſitzender ich zu ſein die Ehre habe, damit wir eine 
maßgebende Norm haben. Ich hätte allerdings gewünſcht, daß 
der Staat, dem urſprünglichen Prinzip des Eiſenbahngeſetz :s 
vom 3. November 1838 getreu, ſich dem eigenen Eiſenbahnbau 
und Betriebe ganz fern gehalten und dieſe Induſtrie lediglich 
den Privaten überlaſſen hätte. Die Regierung hat dieſen Weg 
verlaſſen, ſie hat nicht nur ſelbſt eine Menze von Eiſenbahnen 
gebaut, die ſie ſelbſt betreibt, ſondern es ſind auch eine Menge 
von Privatbahnen in die Verwaltung der Regierung übergegan⸗ 
gen, wodurch letztere bereits in manche Verwickelungen und in 
eine ſchiefe Stellung gerathen iſt, und endlich läßt ſich nach dem 
Eiſenbahn⸗Beſteuerungs Geſetz mit ziemlicher Genauigkeit Tag 
und Stunde berechnen, wenn ſämmtliche Privateiſenbahnen in 
das Eigenthum des Staats übergegangen fein werden. Es er⸗ 
heben ſich gegen dies Syſtem ſchon jetzt von vielen Seiten die 
erheblichſten Bedenken. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der 
Staat die einmal angefangenen und im Bau begriffenen Bahnen 
vollenden oder wenigſtens bis zu einem Aus mündungspunkte 
führen muß, der fie zu mözlichft gemeinnützigen Bahnen macht. 
Was aber den Bau neuer Bahnen betrifft, fo bin ich entſchie⸗ 
den der Meinung, zumal da die meiſten großen Verkehrsſtraßen 
bereits hergeſtellt find, daß der Staat ſich künftig und von jetzt 
an entweder gar nicht oder nur in ganz beſonderen Ausnahme» 
fällen auf den Bau von Eiſenbahnen einläßt und zwar nur da, 
wo ſie im Staatsintereſſe unaufſchiebbar ſind und auf anderem 
Wege gar nicht zu Stande kommen können. Jedenfalls aber 
müßte eine ſolche Bahn einen allgemeinen nationalen Cha, 
rakter haben, auf den Bau von bloßen Lokalbahnen ſollte 
ſich die Regierung auf keinen Fall einlaffen, weil fie dadurch 
der Geſammtheit Laſten für ein Unternehmen aufbürdet, von 
dem nur einzelne Landestheile Vortheil haben. — Dies vor⸗ 
ausgeſchickt, wende ich mich zu der Frage über die Behandlung 
der Eiſenbahnanträge und Petitionen in dieſem Haufe. Beden⸗ 
ken Sie, meine Herren, was für Zuſtände Sie im Lande her⸗ 
vorrufen, wenn Sie erſt einmal angefangen haben, der Regie⸗ 
rang in dieſem Hauſe dieſe oder jene Eiſenbahn zu empfehlen. 
Haden Sie die eine empfohlen, fo müſſen Sie auch die zweite, 
dritte und folgende empfehlen, und die Empfehlungen werden 
kein Ende nehmen, höchſt wahrſcheinlich auf Koſten der Finan⸗ 
zen des Landes, ganz gewiß aber auf Koſten des Friedens und 
der Eintracht unter den verſchledenen Landestheilen. Jeder 
Ort wird feine Eiſenbahn haben wollen. Meine Herren, Sie 
werfen dadurch die Fackel der Zwietracht in das Land und rufen 
unter den verſchiedenen Landestheilen die erbittertſte und gehäf- 
ſigſte Eiferſucht hervor. Betreten Sie einmal dieſen Weg, ſo 


werben die Elſenbahnen bei den künftigen Wahlen die Haupt⸗ 
rolle ſpielen und als der mächtigſte Hebel wirken. Um dieſen 
und ähnlichen Mißſtänden vorzubeugen, hat unſere Geſetzgebung, 
abweichend von der Geſetzgebung vieler andern konſtitutionellen 
Länder, ſehr weiſe die Kanzeſſionirung der Bahnen ganz und 
gar in die Hände der Verwaltungsbehörden gelegt, welche da⸗ 
dei nach beſtmmten durch das Geſetz feſtgeſtellten Grundſätzen 
zu verfahren haben. Die Zuſtimmung der Landesvertretung iſt 
nur da erforderlich, wo die Regierung Geldmittel für Eiſen⸗ 
bahnzwecke verlangt. Kommen nun gleichwohl Eiſenbahnanträge 
und Petitionen vor das Haus, ſo ſind ſie immer nur als Be⸗ 
ſchwerden gegen die Regierung entweder wegen Verweigerung 
der Konzeſſion oder wegen anderweiter Vernachläſſigung oder 
Verletzung der Intereſſen der Antragſteller und Petenten an⸗ 
zuſehen. Aber auch in dieſem Lichte betrachtet, glaube ich, ſollte 
das Haus nur im Falle des eklatanteſten und augenſcheinlichſten 
Unrechts, und auch dann nur mit der größten Vorſicht auf dieſe 
Beſchwerde eingehen. Gehen wir nun von dieſen Anſichten und 
Geſichtspunkten aus bei Behandlung der uns jetzt vorliegenden 
ſpeziellen Frage, ſo hat bereits der Herr Handelsminiſter die 
Nützlichkeit des Unternehmens anerkannt und wir haben ſie aus 
dem beredten Munde des Hrn. Antragſtellers noch näher begrün⸗ 
den hören. Es kann wohl Niemand bezweifeln, daß dieſe Bahn 
von dem größten Nutzen, ja daß ſie eine Lebensfrage für die 
dabei betheiligten Kreiſe iſt. Ich kann daher nur dringend 
wilnfchen, daß dieſe Bahn zu Stande komme; aber entſchieden 
nns ich dagegen proteſtiren, daß dies auf Staatskoſten oder 
auch nur mit Unterſtützung des Staates geſchehe, weil die 
Bahn eine Lokalbahn iſt und zunächſt und hauptſächlich nur lo⸗ 
kale Zwecke verfolgt. 

Abg. Kühne (Berlin). Wenn der Antrag der Abgg. 
Heydbrandt und Genoſſen nichts weiter bedeutete, als daß die 
Regierung diejenigen Hinderniſſe, welche ſich bis jetzt der Aus⸗ 
führung der Bahn entgegenſtellen nicht vermögen möge, würde 
ich dem Antrage beiſtimmen: da er aber auch will, daß die 
Regierung den Bau entweder ſelbſt in die Hand nehme oder 
durch Staatsmittel unterſtütze, ſo finde ich Bedenken, dafür zu 
ſtimmen. Es handelt ſich alſo nur darum, die Hinderniſſe zu 
beſeitigen, die bedeutend genug ſind, da die Regierung in einem 
Kontrakt mit der Oberſchl. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ſich verpfl'ch⸗ 
tet hat, fie beſonders zu berückſichtigen. Fragt man, was die 
Oberſchl. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft für dieſe beſondere Berüchſichti⸗ 
gung ihrerſeits gethan, fo iſt das weiter nichts, als daß dieſe 
Eiſenbahn in Staatsverwaltung genommen worden iſt, und das 
iſt wiederum ein Vortheil für die Geſellſchaft. Alſo für einen 
Vortheil iſt der Geſellſchaft eine beſondere Berückſichtigung zu⸗ 
geſichert. Fragt man, weshalb die Staatsregierung die Ver⸗ 
waltung übernommen, ſo ſucht man vergeblich nach beſonderen 
Gründen, und ich muß den Wunſch ausſprechen, daß der Staat 
die Geſellſchaft ihre Geſchäfte allein leiten läßt und ſich nicht 
darein miſcht. 

Handelsminiſter v. d. Heydt: Es iſt richtig, daß der 
genannten Geſellſchaft eine deſondere Berüdfichtigung zugeſichert 
worden; dadurch ſind aber keine andere Unternehmungen ge⸗ 
kränkt worden. Der Kontrakt lag im öffentlichen Jytereſſe. 
Es hat daher eine Unbilligkeit nach keiner Seite hin ſtattgefun⸗ 
den, und wenn der Staat die Verwaltung übernommen hat, ſo 
iſt dies nach den Anträgen der Provinzialbehörden im öffeutli⸗ 
chen Jutereſſe geſchehen. Es liegt daher nichs vor, was zu 
einer Beſchwerde Beranlaſſung geben kann. 

Abg. Carl (Sigmaringen): Abg. v. Roſenberg hat, wahr⸗ 
ſcheinlich um ſeinen Vortrag zu würzen, von Schwabenſtreichen 
geſprochen. Ich kann demſelben hier nur bemerken, daß es 
jeder echte Schwabe verſchmähen würde, einen ſolchen Gemein⸗ 
platz zu wählen, um ſeine Rede zu würzen, weil er beſorgen 
müßte, daß er möglicher Weiſe einen ſeiner Kollegen verletze. 
Ich kann ihm zur Beruhigung verſichern, daß die Schwaben 
ſo weit ſind, daß ich es nicht wagen dürfte, Anträge auf Ein⸗ 
führung der Prügelſtrafe einzubringen, ohne beſorgen zu müſſen, 
daß mir die Gaſſenjungen nachliefen. (Große Heiterkeit.) 

Der Präſident: Er glaube nicht, daß der Abg. v. Ro⸗ 
ſenberg die Abſicht gehabt habe, irgend ein Mitglied des Hau⸗ 
ſes zu verletzen. 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsky: Ich bin ſelbſt überraſcht 
geweſen über dieſe Bemerkung des Abg. Carl; ich kann ver⸗ 
ſichern, daß meine Seele nicht daran gedacht hat, ihn oder ir⸗ 
gend einen andern Schwaben zu verletzen. 

Das Amendement des Abg. v. Carlowitz wird darauf mit 
überwiegender Major ität angenommen. 

Zur Berathung kommt der (ſchon mehrfach beſprochene 
und im Herrenhauſe berathene) Geſetz⸗ Entwurf über Abände⸗ 
rung reſp. Ergänzung des Reallaſtengeſetzes vom 2. März 1850 
§. 1 wird ohne Diskuſſion angenommen. Zu $. 2 iſt vom 
Abg. v. Vincke und Genoſſen ein Amendement geſtellt, die (oom 
Herrenhauſe eingeſchobene) „Anhörung der Kreistage“ bei Belt. 


nicht ſtatt. Die Vertretung auf den Kreistagen iſt aber eine 
ſtändiſche, und zwar ſind nur höchſtens zwei Stände ſo vertre⸗ 
ten, daß ihre Vertretung von Einfluß iſt. Ehe man den Kreis⸗ 
ſtänden erweiterte Rechte beilegt, verwandle man den faktiſchen 
Zuſtand in einen rechtlichen; ich hoffe, daß die Annahme mei⸗ 
nes Amendements gerade ein Grund ſein wird, recht bald die 
Kreis⸗ und Gemeinde⸗Ordnungen im verfaſſungsmäßigen Sinne 
zu regeln. Nur bei gleichgültigen Dingen, wie bei der Teck ⸗ 
lenburgſchen Legge⸗Ordnung, kann ich es zugeben, daß die Kreis⸗ 
tage gehört werden; nicht aber da, wo kollidirende Privat⸗In⸗ 
tereſſen in Frage kommen. 

Abg. v. Mallinckrodt: Der Art. 4 der Verfaſſung ſei 
nicht fo zu interpretiren, daß alle Standesunterſchiede aufgehoben 
ſeien, vielmehr habe nach Art. 4 jeder Preuße nur das Recht 
der Standſchaft auszuüben. 

Abg. Wentzel: Als der Abg. v. Mallinckrodt §. 2 des 
ſogen. Sechs⸗ParagraphenGeſetzes vorſchlug, wußte er, was er 
ſich dabei dachte, wir bedauern nur, daß er ſich nicht das 
darunter gedacht hat, was wir darunter begriffen. Wir haben 
uns damals gefreut, daß durch Annahme ſeines Amendements 
die Wiedereinführung der Kreisſtände bedeutungslos geworden. 
Faßt man die Sache objektiv, ſo iſt die jetzige Zuſammenſetzung 
der Kreisſtände verfaſſungswidrig. Als im Jahre 1853 das 
Sechs Paragraphen⸗Geſetz berathen wurde, war Artikel 32 
der Verf. noch unverſehrt. Dieſer Art. 42 enthielt die Auf⸗ 
hebung aller mit dem Grund und Boden verbundenen Privilegien. 
Daß die Staus ſchaft ein Privilegium iſt, wird Niemand bes 
ſtreiten. Wenn nun damals die Kreisſtände nur ſo weit reak⸗ 
tlvirt wurden, als ſie mit der Verfaſſung nicht in Widerſpruch 
waren, fo iſt doch unzweifelhaft, daß die Standſchaft verfaſſungs⸗ 
widrig iſt. Iſt auch Art. 42 ſpäter abgeändert worden, ſo iſt 
doch dadurch die im Jahre 1843 nicht verfaſſungsgemäße ſtändi⸗ 
ſche Vertretung nicht verfaſſungsgemäß geworden. 

Der Präſident rügt es, bei Gelegenheit eines Geſetzes, 
welches die Organiſation der Kreistage nicht betreffe, deren Le⸗ 
galität in Frage zu ziehen; dieſelben beſtänden einmal geſetzlich 
zu Recht, und er würde keine weitere Diskuſſion über deren 
Verfaſſungsmäßigkeit dulden. (Bravo links.) 

Der Miniſter des Innern dankt dem Präſitenten, daß 
er eine Diskuſſion über die Verfaſſungsmäßigkeit der Kreisſtände 
verhindere. So lange als die Geſetze nicht geändert würden, 
beſtänden fie zu Recht. Die Staatsregierung behalte ſich aber 
die Initiative in dieſer Sache vor und würde ſeiner Zeit die 
Reform der Kreis-, Provinzial⸗ und Gemeindevertretung bean⸗ 
tragen. (Bravo). 

Der Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten: Wenn auch in Folge der Annahme des Amendement 
v. Binde der Geſetzentwurf wieder an's Herrenhaus zurückgehen 
müſſe, jo ſtimme doch die Regierung prinzipaliter für daſſelbe, 
da es die urſprüngliche Regierungsvorlage wiederherſtelle. 

Bei der Abſtimmung wird der Kommiſſions⸗Antrag ver⸗ 
worfen. (Dafür die Fraktionen der Linken, die Polen, einige 
Katholiken (von Mallinckrodt), einige Mitglieder der Fraltion 
Mathis (Kruſe). Es wird darauf der urſprüngliche Regierungs⸗ 
antrag angenommen und dadurch das v. Vincke'ſche Amendement 
erledigt. (Dafür die Fraktionen von Binde und Mathis, die 
Miniſter, die rheiniſchen Katholiken. 

In ähnlicher Weiſe werden in $. die vom Herrenhauſe be⸗ 
ſchloſſenen Zuſätze geſtrichen. 2 

Die Annahme des ganzen Geſetzes erfolgte faſt einſtimmig. 

Schluß der Sitzung 2% Uhr. — Nächſte Sitzung Mitt⸗ 


woch 11 Uhr. 
; Deiterreich, 

Wien, 9. März. Das Abendblatt der „Wiener Ztg.“ 
ſtellt in Abrede, daß der bekannte Moniteur⸗Artikel feinen Zweck 
erreicht habe. Es knüpft hieran einige Betrachtungen, denen 
wir Folgendes entnehmen: „Wir hatten, ſagt das Blatt, in dem 
Artikel auch nicht Ein Wort gefunden, in welchem wir ein Symp⸗ 
tom der Umkehr zu billigeren Geſinnungen, der Rückkehr zu 
Grundſätzen des Rechtes und der Gerechtigkeit hätten erblicken 
können.“ Der „Moniteur“ wollte nur der öffentlichen Meinung 
für ihr Urtheil über die Urſache und Wirkung, über den äußeren 
und inneren Zuſammenhang der Dinge in dieſer Lage eine an⸗ 
dere Richtung geben, als die iſt, welcher ſie bisher folgte. Der 
Gedanke, der den „Moniteur“ vom 5. das Wort nehmen ließ, 
iſt das divide et impera für die „Deutſche Frage“, die ſich 
unfehlbar ergeben würde, wenn es jetzt gelänge die „Zuſtände 
Itallens“ nach dem Muſter des Pariſer Friedens vom Jahre 
1856 einer „billigen Löſung“ zuzuführen. 

— Die „Gazette de France“ veröffentlicht ein Privatſchrei⸗ 
ben aus Wien, in welchem es u. A. heißt, daß der Kaiſer auf 
dem Hofballe vom 28. v. M. und im Beiſein des ganzen diplo⸗ 
matiſchen Korps ſich mit dieſen Werten an den päpſtlichen 
Nuncius gerichtet habe: „Ich bilte Sie, dem heiligen Vater 
zu jagen, daß Se. Heiligkeit in allen Fällen, und was auch 
immer geſchehen möge, auf mich zählen könne, und daß ich Sie 
niemals verlaſſen werde.“ Hierauf wandte ſich der Kaiſer an 
den Grafen v. oo, Geſandten des Herzogs von Modena, und 
ſagte: „Mit großer Genugthuung habe ich die ſchöne und 
tapfere Haltung der eſtenſiſchen Truppen den aus Piemont ge⸗ 
kommenen Angreifern gegenüber erfahren; ich hoffe, daß ſie ſich 


immer jo entſchloſſen und treu zeigen, und daß fie verſtehen 


werden, ihre militäriſche Ehre unbefleckt zu erhalten; ich habe 

dem Grafen Ghulah den Befehl ertheill, Ihrem Souverän die 

Truppen, deren er bedürfen könnte, zur Verfügung zu ſtellen, 

und ich habe übrigens einen meiner Adjutanten zum Herzoge 

geſchickt, um ihm zu ſagen, daß er auf mich rechnen dürfe.“ 
talien. 


Verantwortlicher Redakteur H. Schönert in Stettin, Druck und Verlag von A, H. G. Effenbart in Stettim 


Mittheilungen iſt ohnedies bekannt, daß denſelben mehrſeitige 
Einladungen zukamen, von Südamerika nach Newy ork zu reiſen 
und ſich an letzterem Orte nach Genua einzuſchiffen, auch haben 
ſie bereits den ſardiniſchen Schutz in Anſpruch genommen. Die 
meiſten Turiner Blätter äußern ſich ſehr ungehalten über die 
letzte Note des Moniteur, ſowie über den ſchweizeriſchen Bun⸗ 
desrath wegen der Entſchiedenheit, womit letzterer an dem 
Grundſatze der Neutralität der Schweiz feſthält. 
Frankreich. 

Paris, 12. März. Die ſchweizeriſche Bundesregierung 
hat eine Depeſche hierhergeſandt, in welcher fie anzeigt, daß, 
wie zu ihrer Kenntniß gelangt ſei, neuerdings die Bildung meh⸗ 
rerer Schweizer⸗Regimenter für den Papſt beabſichtigt werde. 
Sie habe ferner erfahren, daß auf den Antrag des Präfekten 
des Doubs der franzöſiſche Miniſter des Innern allen Schwei ⸗ 
zern, die ſich in Pontarlier für den päpftlihen Militärdienſt 
wollen anwerben laſſen, auf bloßes Vorzeigen ihres Ges 
burtsſcheines den Durchzug durch das franzöſiſche Gebiet er⸗ 
laube. Nach ferneren Erkundigungen iſt das Beſtehen eines 
Werbeamtes in Pontarlier feſtgeſtellt, und man weiß, daß ein 
gewiſſer Alexis Bais aus Bern dieſem Amte vorſteht. Die 
ſchweizeriſche Regierung ſieht ſich ſomit verpflichtet, in Pıris 
wie früher in Baden darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
Duldung eines ſolchen päpſtlichen Bureaus auf benachbartem 
Boden unſtatthaft ſei. 

Großbritannien und Irland. 

London, 11. März. In der geſtrigen Unterhaus⸗ 
ſitzung erhebt ſich Lord J. Ruſſell zur Eiklärung, daß das 
von ihm zur 2. Leſung der Refermbill angemeldete Amende⸗ 
ment in folgender Reſolution beſtehen wird: — „Daß es nach 
dieſes Hauſes Meinung weder gerecht noch politiſch iſt, in der 
von dieſer Bill vorgeſchlagenen Weiſe an dem Stimmrecht des 
kleinen Grundbeſitzes, wie daſſelbe bis jetzt in den Grafſchaften 
von England und Wales geübt wurde, etwas zu ändern, und 
daß keine Neuordnung des Stimmrechtes dieſes Haus oder das 
Land befriedigen wird, welche nicht eine größere Erweiterung 
des Stimmrechts in Städten und Burgflecken durchführt, als 
durch gegenwärtige Maßregel beabſichtigt iſt.“ (Cheers.) — Mr. 
Wylde zeigt an, daß er als Zuſatz zur Reſolution des edlen 
Lords, des Mitgliedes für die City von London, den Antrag 
ſtellen wird, daß bei jeder Parlamentswahl vermittelſt des 
Ballot abgeſtimmt werden ſoll. 


Provinzielles. 

Kolberg, 8. März. Wie es heißt, iſt auch die Eiſenbahn⸗ 
Strecke von Belgard bis Körlin und Kolberg ſo weit fertig, daß wir 
in dieſen Tagen die erſte Lokomotive hier erwarten können, zumal da 
auch die Raduebrücke bei Körlin als vollendet zu betrachten iſt. Bis 
letzt ſteht es noch nicht mit Beſtimmtheit feſt, wann die Bahn dem 
öffentlichen Verkehr wird übergeben werden können. — Die hieſige 
Saline hat ihren Betrieb eingeſtellt. — Die Soolguellen bleiben der 
Stadt erhalten und werden bereits die nöthigen Vorbereitungen zur 
Anlegung eines neuen Soolbades getroffen. 
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R Stettiner Ba 2 BR 
Stettin, 1115 Da ra 2 der lebten Tage 
bat ungemein günſtig auf die Vegetation eingewirkt. Dir Winter- 
ſaaten zeigen einen vorzüglichen Stand, und ſind bereits weiter ent⸗ 
wickelt als ſonſt um Mitte April. Auch die Frühlingsvogel, Kraniche 
und Störche ſind bereits eingetroffen; letztere pflegen in der Regel 
ſonſt erſt Ende März in unſerer Gegend zu erſcheinen. 

** Dem Vernehmen nach werden die Nen und An⸗ 
nahme-Räume in dem Poſtgebäude (Wollweberſtraße) binnen Kurzem 
erheblich erweitert werden, und ſoll vorzugsweiſe dabei auf zweckmäßige 
Vergrößerung der Räume für das Publikum Bedacht genommen wer⸗ 
den, Man beabſichtigt zu dem Zwecke einen Eingang und Ausgang 
für das Publikum herzuſtellen, welche durch einen bellen und geräu⸗ 
migen Korridor mit einander in Verbindung gebracht werden ſollen. 
Dieſer Korridor wird an den mit großen Glasefenſtern geſchloſſenen 
Brief-Ausgabe- und Annahme - Bureaus vorüberführen und fo dem 
Verkehre vor denſelben den nötbigen Platz gewähren. Die 
Parterre-Wohnung rechts von dem Haupteingange des Poſtge 
ſoll dazu eingerichtet werden. 


udes 


— — 


ap m * e 
Stettin, 15. März. Witterung: trübe Luft, regnigt. T 
tur + 50. Wind ©, ib nene . 
Auf heutigem Landmarkt beſtand die Zufuhr aus: — Wopl. Wel⸗ 
zen, — Wopl, Roggen, — Wopl. Gerſte, 3 Wopl. Hafer, — Wapl. 
Ken e . b . 
— erſte 32— rbſen — — Rt. pr. air 


An der Börſe: 
Weizen behauptet, gekündigt 500 Wſpl., loco 557 85pfd. feiner 
vorpomm. 62 Rt. pr. 85pfd, bez pr. Fruhſahr 83.85 pfd. 58% Rt. 
de e — 2 90 us bez, pr. ae ie „ 62 
614 „pr. „ vorpomm. t. bez. un — 
August do. 6% N. G. g N 
Roggen wenig verändert, angemeldet ca. 600 Wſpl. pr. Frühj. 
41, heute 41½¼, 41½, 41½ Rt. bez., 41¼ Rt. Gr., 41% Rt. Br, 
pr. Mai⸗Juni 41% Rt. b Gd., pr. Juni⸗Juli 42%, Rt. bez. u. 
Gd., 43 Nt. Br., pr. Juli⸗Auguſt 43% Rt, bez. u, Gd. 
Gerſte pr 11905 420 pomm. 36 ½ Rt. bez. 
Hafer pr. Früdſ. 47.50pfd. pomm. 30% Rt. biz. u. Br. 
Rüböl flau, loco 13⅝ Rt. Br., 13% bez., pr. April⸗Mai 13½ 
u 13 Rt. bez. u. Gd., 13%, Br., pr. Septbr.-Oktober geſtern Abend 
12% Rt. bez., heute 12%, ½¼ Rt. bez u. Gd., 12% Br. 
Leinöl loco incl. Faß 12 Rt. Br. 
Spiritus feſter, gekündigt 50,000 Ort., loco ohne Faß 18 ¾ % 
ee 
o bez. u. * 4 r., pr. Juni⸗ 0 7 1 U r. 
Juli Augult 1778 4% Gb. de 


- Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 

Berlin, 15. März, Mittags 2 Uhr. Stgatsſchuldſcheine 2% bez. 
Prämien ⸗Anleihe 3½ pCt. 114 bez. Berlin- Stettiner 105 bez. 
Stargarb-Pofener 83 Gd. Köln-Mindener 133 Gd. Diskont v⸗ 


Noagen pr. März 42, ½ bez., pr. Frühi. 426, 42 bez., pr. 


e 

Ruböl loco 13% Br., pr. März 137/12 Br., % Gd., pr. April- 
Mai 13¼, ½ bez., pr. Suplenber⸗ Orp 12% bez. Dune. 

Spiritus loco 19% bei, pr. März April 19%, 2 bez., pr. 
April⸗Mai 197%, % bez, pr. Mai⸗Juni 20½, 20 bez. 

Amſterdam, 14. März, Getreidemarkt. Weizen unverändert. 
Roggen 3 Sl. abt bei ziemlich lebhaftem Geſchäft, Raps April 71%, 
Oktober 65. Ruböl Mat 387%, Herbſt 36%, 

London, 14. März. Getreldemarkt. In allen Getreide gattun⸗ 
gm langjamer Verkauf zu unveränderten Preilen, Bohnen 1 Shill. 

illiger, | 5 ; 


